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Bericht und Antrag 

des Verteidigungsausschusses (12. Ausschuß) 


zu dem Jahresbericht 1975 des Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages 
— Drucksache 7/4812 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ernesti 


I. Allgemeines 

Der Wehrbeauftragte legte seinen Jahresbericht 
1975 gemäß § 2 Abs. 3 des Gesetzes über den Wehr- 
beauftragten des Bundestages am 27. Februar 1976 
vor. Der Jahresbericht wurde in der 235. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. April 1976 an den Ver- 
teidigungsausschuß überwiesen. 

Der Verteidigungsausschuß behandelte den Jahres- 
bericht 1975 in seiner Sitzung am 2. Juni 1976. Er 
erstattete diesen Bericht gemäß § 116 b der Ge- 
schäftsordnung. Der unter B enthaltene Antrag 
wurde einstimmig beschlossen. 


II. Zur Beratung des Jahresberichts im einzelnen 

Nachdem das Bundesministerium der Verteidigung 
seine Stellungnahme zum Jahresbericht abgegeben 
hat, konnte der Ausschuß im wesentlichen den 
Schwerpunkt seiner Beratungen auf die kontrovers 
gebliebenen Aussagen legen. 

Vorbemerkungen 

Einige Ausführungen des Wehrbeauftragten in den 
Vorbemerkungen des Berichts („Anpassungsfähig- 


keit") nahm der Ausschuß zum Anlaß, das Ministe- 
rium aufzufordern, eine Studie durch das sozial- 
wissenschaftliche Institut der Bundeswehr erarbei- 
ten zu lassen. Das Ministerium sagt zu, einen ent- 
sprechenden Auftrag zu erteilen. 

Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung 

Die vom Bundesministerium der Verteidigung im 
G 1-Hinweis vom 26. November 1975 getroffene Re- 
gelung für die Behandlung von Soldaten, die den 
Kriegsdienst mit der Waffe verweigern, macht nach 
Auffassung des Wehrbeauftragten wegen einiger 
darin enthaltener Ermessensbegriffe Auslegungs- 
schwierigkeiten bei der Truppe. 

Das Ministerium wurde aufgefordert, die Auswir- 
kungen des Erlasses zu beobachten und ggf. die 
Truppe durch Klarstellung der Begriffe von Zwei- 
felssituationen zu befreien. 

Veranstaltungen von Berufsorganisationen 

Dem Vorschlag des Wehrbeauftragten, Soldaten bei 
Großkundgebungen generell das Uniformtragen zu 
untersagen, vermochten sich weder der Ausschuß 
noch das Ministerium anzuschließen. Wegen der 
Gefahr des sich daraus evtl, ergebenden Mißbrauchs 
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wurde das Bundesministerium der Verteidigung aber 
aufgefordert, diesen Vorgang aufmerksam zu verfol- 
gen und ggf. geeignete Maßnahmen zu ergreifen. 

Private Veröffentlichungen 

Der Auffassung des Wehrbeauftragten, daß auch in 
beschreibenden Artikeln eine Meinungsäußerung 
regelmäßig nicht vermeidbar ist und außerdem die 
unterschiedliche Behandlung der Teilstreitkräfte in 
der Frage privater Veröffentlichungen beseitigt wer- 
den solle, schlossen sich der Ausschuß und auch das 
Bundesministerium der Verteidigung, das eine Än- 
derung durch Zurückgreifen auf die bereits im Jahre 
1962 erlassene Regelung versprach, an. 

Grundsätze der Inneren Führung 

Die im Rahmen der Neuordnung von Ausbildung 
und Bildung getroffenen Maßnahmen bringen nach 
Auffassung aller Beteiligten eine nicht unbeachtliche 
Verbesserung des Vorgesetztenverhaltens. Der Aus- 
schuß pflichtete dem Wehrbeauftragten bei, daß ne- 
gative Verhaltensweisen von Vorgesetzten in Aus- 
bildungseinheiten und Schulen besonders ernst zu 
nehmen sind. Sie könnten allerdings nicht nur an 
Einzelfällen gemessen werden. 

Anwendung erzieherischer Maßnahmen 

Eingehend befaßte sich der Ausschuß mit der vom 
Wehrbeauftragten aufgezeigten und in ihrer Breite 
als überzogen beanstandeten Anwendung der erzie- 
herischen Maßnahmen durch Freizeitbeschränkun- 
gen. Ausschuß und Ministerium waren der Meinung, 
daß durch Eingriffe in die Freizeit bei mehr als 
50 Prozent der vom Wehrbeauftragten festgestellten 
Verfehlungen der Rahmen gesprengt werde. Das 
Bundesministerium der Verteidigung werde dafür 
eintreten, die Disziplinarvorgesetzten zu einem spar- 
sameren Gebrauch von Freizeitbeschränkungen an- 
zuhalten und dabei darauf hinzuwirken, daß der- 
artige Maßnahmen in einem inneren Zusammen- 
hang und in einem angemessenen Verhältnis zum 
festgestellten Mangel stehen müssen. 

Dienstliche Veranstaltungen geselliger Art 

Der Berichterstatter teilt die Auffassung des Jahres- 
berichts und fordert das Bundesministerium der Ver- 
teidigung auf, über das Ausmaß der Heranziehung 
von Soldaten zu dienstlichen Veranstaltungen gesel- 
liger Art weitere Überlegungen anzustellen. 


Nachdienen 

Der Ausschuß legte dem Ministerium nahe, den Än- 
derungsvorschlag des Wehrbeauftragten zum § 5 
Abs. 3 WPflG aufzunehmen. Dies sagte das Bundes- 
ministerium der Verteidigung vom Grundsatz her zu 
unter Hinweis auf die ohnehin beabsichtigte Ände- 
rung von § 5 Abs. 3 WPflG. Der Ausschuß ist mit 
dem Wehrbeauftragten der Auffassung, daß eine Re- 
gelung gefunden werden müsse, die dem Soldaten 
die Chance einräume, durch pflichtgemäßes Verhal- 
ten vom Nachdienen verschont zu bleiben. 

Auswirkungen der Haushaltstage 

Von den durch das Haushaltsstrukturgesetz getrof- 
fenen Einsparungsmaßnahmen werden auch weite 
Bereiche der Bundeswehr berührt. Da Auswirkungen 
dieser Art zum jetzigen Zeitpunkt in vollem Umfang 
noch nicht erkennbar sind, wurde der Wehrbeauf- 
tragte gebeten, die Folgen des Gesetzes in seinem 
nächsten Jahresbericht darzustellen. 

Einsichtnahme in Prüfungsunterlagen 

Als unvollkommen und unbedingt änderungsbedürf- 
tig sah der Ausschuß den vom Wehrbeauftragten mit 
besonderem Nachdruck vorgetragenen Sachverhalt 
der Nichtzulassung einer Einsicht in die Prüfungs- 
unterlagen an. Gerade der Umstand, daß eine Lei- 
stungsverbesserung nur dann gezielt erreicht wer- 
den kann, wenn sich der einzelne die Bereiche sei- 
ner Schwächen deutlich vor Augen führen kann, 
macht auch die Einsichtnahme in Prüfungsunterlagen 
erforderlich. 

In früheren Sitzungen hatte der Ausschuß bereits 
eingehend Einzelthemen beraten und dem Bundes- 
ministerium der Verteidigung Empfehlungen gege- 
ben, die der Wehrbeauftragte in seinem Bericht 
ebenfalls aufzeigt. Es handelt sich dabei im wesent- 
lichen 

■ — ■ um die Einweisung von Offizieren des militär- 
fachlichen Dienstes in die Besoldungsgruppe A 12 

— sowie die von Hauptfeldwebeln in A 9 und 

— die Frage verbilligter Familienheimfahrten mit 
der Bundesbahn, (über die z. Z. laufenden Ver- 
handlungen will das Bundesministerium der Ver- 
teidigung noch schriftlich berichten.) 

— über die Erfahrungen mit der Neuordnung des 
Kantinenwesens (auch hier soll das Bundesmini- 
sterium der Verteidigung noch einen schriftlichen 
Bericht vorlegen). 


Bonn, den 8. Juni 1976 


Ernesti 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Jahresbericht 1975 des Wehrbeauftragten — Drucksache 7/4812 — wird 
zur Kenntnis genommen. 

2. Der Bundestag dankt dem Wehrbeauftragten für seine Arbeit im Berichtsjahr. 

3. Die in dem Bericht enthaltenen Empfehlungen werden — soweit sie nicht be- 
reits erledigt sind — der Bundesregierung zur Prüfung, Erwägung und mög- 
lichen Beachtung zur Kenntnis gebracht. Die Bundesregierung wird ferner 
gebeten, nicht nur den Jahresbericht des Wehrbeauftragten, sondern auch 
die Stellungnahme des Bundesministers der Verteidigung dazu sowie die Er- 
gebnisse der Beratungen des Deutschen Bundestages der Truppe zugänglich 
zu machen. 


Bonn, den 8. Juni 1976 


Der Verteidigungsausschuß 

Buchstaller Ernesti 

Vorsitzender Berichterstatter 
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